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Kommentar

Keine Zeit mehr, 
die Chancen zu zerreden
von Claudia Kemfert*

In diesen Tagen treffen sich wichtige Entscheidungsträger zur UN-
Klimakonferenz im polnischen Posen, um für die Zeit nach 2012 ein 
Folgeabkommen für das Kyoto-Protokoll vorzubereiten. Ein zentrales 
Ziel der Konferenz ist, dass die USA, China und Indien künftig auch 

einem verbindlichen Klimaschutzabkommen beitreten. Die Amerikaner werden in Posen 
zwar anwesend sein – allerdings nur als Zuschauer. Schließlich ist ihr neuer Präsident 
noch nicht im Amt. 

Was können wir überhaupt von Barack Obama in Bezug auf den Klimaschutz erwarten? 
Eines ist sicher: Obama war keineswegs dazu verpflichtet, in einer frühen Rede anzukün-
digen, dass die USA die Führungsrolle in Sachen Klimaschutz übernehmen wollen. Ein 
klares Signal dafür, dass die neue US-Regierung sich umweltpolitisch stärker engagieren 
wird. Sicher ist aber auch, dass zunächst die Finanzkrise im Vordergrund stehen wird und 
die Regierung noch lange braucht, bis sie neue klimapolitische Konzepte durchsetzen 
kann. Dennoch halte ich es für sehr wahrscheinlich, dass Amerika seinen Handel mit 
Emissionszertifikaten begrenzen und systematisieren wird. Dabei wird das Land nicht 
nur mit Europa kooperieren, sondern auch aus den Fehlern lernen, die die EU in der 
Vergangenheit gemacht hat. So sehe ich die Chance, dass die USA eine erfolgreiche 
und kosteneffiziente Strategie entwickeln werden.

In Posen wird dagegen zunächst EU-intern darüber gestritten, welches Land welche 
Ziele umsetzen soll. Die deutsche und polnische energieintensive Industrie wird gegen 
den Klimaschutz wettern und Ausnahmeregelungen bei der Ersteigerung von Emissions-
zertifikaten fordern – und wohl auch bekommen. Leider! Aus volkswirtschaftlicher Sicht 
wäre es effizienter, alle Emissionszertifikate zu versteigern und die Erlöse an besonders 
betroffene Sektoren weiterzureichen. So käme man zu der notwendigen Transparenz 
über Kosten und Wettbewerbsintensität. Anstatt zu prüfen, welche Unternehmen durch 
den Kauf der Zertifikate tatsächlich einen Wettbewerbsnachteil hätten, will man nun 
auf einfache Pauschalregelungen ausweichen, die lediglich untersuchen, ob ein Unter-
nehmen Energiekosten zur Herstellung von Produkten hat – eine Fehlentscheidung!

Dabei sind sich die Kanzlerin, Umweltminister Gabriel, aber auch der EU-Ratspräsident 
und die EU-Kommission doch einig: Der Klimaschutz darf nicht verschoben werden. Denn 
der Schutz des Klimas ist keine Last, sondern eine wirtschaftliche Chance. Wenn wir 
diese Chance verstreichen lassen, passiert das, was die Automobilbranche momentan 
durchlebt. Viel zu lang hat sie auf alte Märkte gesetzt und behauptet, CO2-Grenzwerte 
und Klimapolitik führten zu Jobverlusten. Heute bekommt sie die Quittung für diese 
veralteten Forderungen. Denn es zeigt sich, dass genau das Gegenteil zutrifft: Klima-
schutz schafft Arbeitsplätze – sein Ausbremsen schafft Jobverluste! Man kann nur 
hoffen, dass die Verhandler in Posen dies verstanden haben.

* Prof. Dr. Claudia Kemfert leitet die Abteilung Energie, Verkehr, Umwelt im DIW Berlin.
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